
 

 

G roße  K r e i s s t ad t  B a cknang  

S i t z ung s vo r l a g e  

 

N r . 153/23/GR 

 

Federführendes Amt Rechts- und Ordnungsamt / Dezernat II 

Behandlung Gremium Termin Status 

zur Beschlussfassung Gemeinderat 16.11.2023 öffentlich 
 

 
Vereinbarung über eine Eisenbahnkreuzungsmaßnahme nach §§ 3, 12 Abs. 1 Nr. 2 und §§ 2, 
11 Abs. 1 Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG) 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Den Eisenbahnkreuzungsvereinbarungen zwischen der DB Netz AG und der Bundesrepublik Deutsch-

land, Bundesstraßenverwaltung, vertreten durch das Land Baden-Württemberg, vertreten durch das 

Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 47.3 - Baureferat Süd, sowie der Stadt Backnang, wird unter 

der Maßgabe zugestimmt, dass die Stadtverwaltung beauftragt wird, mit dem Regierungspräsidium 

eine Zusatzerklärung abzustimmen.  

 
 

 

 

 
Finanzielle Auswirkungen des Vorhabens auf den Haushalt: ☐ ja ☒ nein 

Produktsachkonto:   
Für Vergaben zur Verfügung:  

inklusive vorstehender Vergabe erforderliche Mittel:  € 
über-/außerplanmäßig erforderliche Mittel:  € 

Deckungsmittel (PSK):   € 
Deckungsmittel (PSK):   € 
Deckungsmittel (PSK):   € 

Zusätzliche Folgekosten (Jahr):  € 
Detaillierte Darstellung der finanziellen Auswirkungen in der Begründung 

 

Amtsleiter: Sichtvermerke: 
 
 
 
 
______________________ 
Datum/Unterschrift 

I 

 

 
Kurzzeichen 
Datum  

10 66 
DezII 
DezIII 
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Begründung: 

Am 23.10.2023 sind dem Rechts- und Ordnungsamt die Eisenbahnkreuzungsvereinbarungen für die 

beiden betroffenen Eisenbahnstrecken zugegangen. Es handelt sich hierbei um die Eisenbahnstre-

cke Nr. 4931 von Marbach nach Backnang, die in Kilometer 0,7 + 82 die Bundesstraße B14 bei 

Backnang kreuzt und die Eisenbahnstrecke Nr. 4930 von Waiblingen nach Backnang, die in 

Bahnkilometer 17,7 + 71 die Bundesstraße B14 bei Backnang kreuzt. Beide vorhandenen Kreu-

zungen sind als Eisenbahnüberführung hergestellt. Beteiligte an den Kreuzungen sind die DB Netz 

AG als Baulastträgerin des Schienenweges sowie die Bundesrepublik Deutschland (Bund) als 

Baulastträgerin der Bundesstraße B14. Aus Gründen der Sicherheit und der Abwicklung des Ver-

kehrs verlangt der Bund den Ausbau der B14 von zwei auf vier Streifen, den Bau einer Gemein-

deverbindungsstraße sowie je eines Ein- und Ausfahrtstreifens der Anschlussstelle Backnang-Mitte. 

Die Kreuzungsbeteiligten sind sich einig, dass es sich – mit Ausnahme der Herstellung der Genfer 

Straße im Maßnahmebereich – um die Änderung einer Kreuzung im Sinne der §§ 3, 12 Abs. 1 Nr. 2 

EKrG handelt. Beteiligte an den Kreuzungen sind die DB Netz AG als Straßenbaulastträger des 

Schienenweges und die Stadt Backnang als Baulastträger der neuen Straße „Genfer Straße“.  

Die kreuzungsbedingten Kosten, die auf die Stadt Backnang entfallen würden, beziffert auf  

6 965 986 Euro, werden vollumfänglich durch die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das 

Land Baden-Württemberg, getragen.  

Für die Stadt Backnang ist es von besonderer Bedeutung, dass die Kostentragungspflicht bezüglich 

der Verlegung der Mischwasserkanäle im Zuge des Abschlusses der oben genannten 

Kreuzungsvereinbarungen geregelt wird. Das Regierungspräsidium hat darum gebeten, diese 

Regelung nicht in den Kreuzungsvereinbarungen aufzunehmen, um einen verwaltungseffizienten 

Abschluss des Verfahrens, insbesondere auch im Hinblick auf den dritten Vertragspartner, die DB 

Netz AG, sicherzustellen. 

Um den zeitgerechten Abschluss der Kreuzungsvereinbarung nicht zu gefährden, werden dem 

Gemeinderat die beiden genannten Kreuzungsvereinbarungen zur Zustimmung vorgelegt, 

verbunden mit dem Auftrag an die Stadtverwaltung, mit dem Regierungspräsidium die Frage der 

Kostentragung zu verhandeln und das Ergebnis in einer Erklärung festzuhalten.  

 
 
 
 


